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Deutschland-Ticket für Minijobber 

 
Zum 01. Mai 2023 wurde das Deutschland-Ticket eingeführt, das für 49 € zur 
bundesweiten Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und des 

Regionalverkehrs berechtigt. Das Ticket kann nur im Abonnement bezogen 
werden, das aber monatlich kündbar ist. Auch Arbeitgeber können das 

Deutschland-Ticket als Jobticket für ihre Beschäftigten bereitstellen. Übernimmt 
der Arbeitgeber mindestens ¼ der Ticketkosten, wird ein fünfprozentiger Rabatt 
auf den Ausgabepreis gewährt. 

 
Schon bisher waren Arbeitgeberzuschüsse zur Nutzung des ÖPNV steuer- und 

sozialversicherungsfrei, wenn sie zusätzlich zum laufenden Arbeitslohn, d.h. nicht 
auf dem Weg einer Gehaltsumwandlung gewährt wurden. Dies gilt auch für das 
Deutschland-Ticket und setzt nicht voraus, dass es ganz oder teilweise für die Fahrt 

zur Arbeit genutzt wird. 
 

Die Minijob-Zentrale hat sich kürzlich zu der Frage geäußert, ob weiterhin ein 
geringfügiges Beschäftigungsverhältnis (Minijob) vorliegt, wenn die Obergrenze 
von 520 € überschritten wird, weil der Arbeitgeber zusätzlich zum Gehalt die 

Kosten für das Deutschland-Ticket übernimmt. Laut Minijob-Zentrale führt dies 
weder zu einem Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze, noch fallen auf den 

Zuschuss pauschale Sozialversicherungsbeiträge, Lohnsteuer und Umlagen an. In 
den Entgeltsmeldungen der Arbeitgeber bleibt der Zuschuss unberücksichtigt. 

 
Wer Minijobber beschäftigt und sich bisher schon an den Kosten des ÖPNV beteiligt 
hat, muss jedoch darauf achten, dass der Zuschuss auch weiterhin die 

tatsächlichen Kosten nicht übersteigt. Wenn das bisherige Jobticket teurer war als 
das Deutschland-Ticket und der Arbeitgeber den Zuschuss nicht mindert, ist der 

übersteigende Teil Arbeitslohn. Dies kann dazu führen, dass kein Minijob mehr 
vorliegt. 
 

 
 

 
 
 

 


